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Verordnung 

der Bundesregierung 


Zweite Verordnung zur Änderung der Deponieverordnung 


A. Problem und Ziel 

Die Verordnung über Deponien und Langzeitlager (Deponieverordnung) wurde 
durch Artikel 1 der Verordnung zur Vereinfachung des Deponierechts vom 
24. April 2009 (BGBl. I S. 900) umfassend novelliert. Mit der Ersten Verord- 
nung zur Änderung der Deponieverordnung vom 17. Oktober 2011 (BGBl. I 
S. 2066) wurde die Deponieverordnung durch Aufnahme einer Gleichwertig- 
keitsklausel für Erzeugnisse für Deponieabdichtungssysteme aus anderen Mit- 
gliedstaaten an Anforderungen des Binnenmarktes und die Warenverkehrsfrei- 
heit angepasst. 

Wesentliches Ziel der Zweiten Verordnung zur Änderung der Deponieverord- 
nung ist die Anpassung des nationalen Deponierechts an die durch die EU- 
Quecksilberverbots- Verordnung ermöglichte Langzeitlagerung metallischer 
Quecksilberabfälle. Die deponiespezifischen Anforderungen an diese Langzeit- 
lagerung sind in der EU-Quecksilber- Richtlinie konkretisiert und werden durch 
die vorliegende Verordnung 1 : 1 in das innerstaatliche Recht umgesetzt. 


B. Lösung 

In der vorliegenden Verordnung werden die erforderlichen Änderungen der De- 
ponieverordnung normiert. Insbesondere werden die Vorgaben der EU-Queck- 
silber- Richtlinie in der Deponieverordnung in Artikel 1 Nummer 6 (§ 23 Absatz 2 
bis 5) in Verbindung mit Nummer 12 (Anhang 6) in das innerstaatliche Recht 
umgesetzt. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Haushaltsangaben ohne Erfüllungsaufwand 

Den Haushalten von Bund, Ländern und Kommunen entstehen keine zusätz- 
lichen Kosten. 


E. Erfüllungsaufwand 

E. 1 Bürgerinnen und Bürger 

Es entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 
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E.2 Wirtschaft 

Es entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 

E.3 Verwaltung 

Es entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 

Die Annahme der Maßgaben des Bundesrates führt insgesamt zu keinem zusätz- 
lichen Erfüllungsaufwand gegenüber dem Entwurf der Bundesregierung, da diese 
eher ent- als belastende Vorgaben enthalten, die sich im Ergebnis ausgleichen. 


F. Weitere Kosten 

Auswirkungen auf Einzelpreise, das Preisniveau, insbesondere das Verbraucher- 
preisniveau, sind nicht zu erwarten. 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


- 3 - 


Drucksache 17/12454 


Bundesrepublik Deutschland 


Beriin, Februar 2013 


die Bundeskanzlerin 

An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich die von der Bundesregierung beschlossene 
Zweite Verordnung zur Änderung der Deponieverordnung 
mit Vorblatt (Anlage 1). 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 214. Sitzung am 13. Dezember 2012 der 

Verordnung zugestimmt. 

Der Bundesrat hat der Verordnung in seiner 906. Sitzung am 1 . Februar 2013 mit 
Änderungsmaßgaben zugestimmt (Anlage 2). 

Die Bundesregierung hat beschlossen, die Änderungsmaßgaben des Bundesrates 
unverändert zu übernehmen. 

Ich bitte, die erneute Zustimmung des Deutschen Bundestages aufgrund des 
§ 67 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Zweite Verordnung zur Änderung der Deponieverordnung* 

Vom ... 


Auf Grund 

- des § 10 Absatz 1 Nummer 4, Absatz 2 Nummer 1 Buch- 
stabe b, Nummer 2, 4, 5, 6 und 7 und Absatz 3, des § 16 
Satz 1 in Verbindung mit § 10 Absatz 2 Nummer 1 Buch- 
stabe b, Nummer 4, 5 und 6 und Absatz 3, des § 43 Ab- 
satz 1 Satz 1 Nummer 2 und 6 Buchstabe a und b sowie 
des § 65 Absatz 1 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes vom 
24. Februar 2012 (BGBl. IS. 212), nach Anhörung der be- 
teiligten Kreise, sowie 

- des § 7 Absatz 4 Satz 2 des Bundes-Immissionsschutzge- 
setzes, der durch Artikel 2 Nummer 3 des Gesetzes vom 
24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212) geändert worden ist, 

und hinsichtlich des § 10 Absatz 1 Nummer 4 und des § 65 
Absatz 1 jeweils in Verbindung mit § 67 des Kreislaufwirt- 
schaftsgesetzes unter Wahrung der Rechte des Bundestages 
verordnet die Bundesregierung: 

Artikel 1 

Änderung der Deponieverordnung 

Die Deponieverordnung vom 27. April 2009 (BGBl. 1 
S. 900), die zuletzt durch Artikel 7 der Verordnung vom ... 
(BGBl. 1 S. ...) [einsetzen: Datum und Fundstelle der Ver- 
ordnung zur Umsetzung der Richtlinie über Industrieemissi- 
onen, zur Änderung der Verordnung über Immissionsschutz- 
und Störfallbeauftragte und zum Erlass einer Bekanntgabe- 
Verordnung] geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) In der Angabe zu Anhang 5 wird die Angabe „§ 23 
Satz 1“ durch die Wörter „§ 23 Absatz 1 
Satz 1“ ersetzt. 

b) Folgende Angabe wird angefügt: 

„Anhang 6 

Besondere Anforderungen an die zeitweilige Lage- 
rung von metallischen Quecksilberabfallen bei einer 
Lagerdauer von mehr als einem Jahr in Langzeit- 
lagem (zu § 23 Absatz 2 Satz 1)“. 

2. In § 6 Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 werden die Wörter 
„oder Abfälle auf Gipsbasis“ durch die Wörter „oder 
gipshaltige Abfälle“ ersetzt. 

3. In § 7 Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe a werden die Wör- 
ter „mit einem wasserlöslichen Anteil von mehr als 
10 Gewichtsprozent“ durch die Wörter „, die in einem 


* Diese Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 2011/97/EU 
des Rates vom 5. Dezember 2011 zur Änderung der Richtlinie 1999/ 
3 1/EG im Hinblick auf spezifische Kriterien für die Lagerung von als 
Abfall betrachtetem metallischem Quecksilber (ABI. L 328 vom 
10.12.2011, S. 49). 


Eluat nach Anhang 4 Nummer 3. 2. 1.1 einen Gesamt- 
gehalt an gelösten Feststoffen von mehr als 10 000 Milli- 
gramm pro Liter aufweisen,“ ersetzt. 

4. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 7 werden die Wörter „nach Satz 5“ 
durch die Wörter „nach Satz 6“ ersetzt. 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nummer 2 wird nach dem Wort „Masse,“ 
das Wort „Kontrolle“ eingefügt. 

bbb)In Nummer 3 wird die Angabe „Satz 5“ 
durch die Angabe „Satz 6“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird nach der Angabe „Nummer 2“ die 
Angabe „und 4“ gestrichen. 

c) In Absatz 8 Nummer 4 werden nach den Wörtern 
„nicht mehr als 5 Volumenprozent an“ die Wörter 
„mineralischen oder inerten“ eingefügt und die Wör- 
ter „, insbesondere Metalle, Kunststoffe, Humus, 
Holz und Gummi,“ gestrichen. 

5. In § 14 Absatz 2 Nummer 3 werden nach dem Wort 
„sind“ die Wörter „, wie insbesondere gipshaltige Abfäl- 
le, für deren Verwendung keine Eignung nach Anhang 1 
Nummer 2.1.2 Satz 1 nachgewiesen wurde“ eingefügt. 

6. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Abweichend vom Verbot der Langzeitlagerung 
flüssiger Abfälle nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 in 
Verbindung mit § 7 Absatz 1 Nummer 1 für Langzeit- 
lager der Klasse III und nach Absatz 1 Satz 1 Num- 
mer 2 in Verbindung mit § 7 Absatz 2 Nummer 1 für 
Langzeitlager der Klasse IV dürfen metallische Queck- 
silberabfälle in einem Langzeitlager der Klasse III 
oder IV gelagert werden, wenn 

1 . das Langzeitlager nach § 4 Absatz 1 des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes oder nach § 35 Absatz 2 
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes dafür zugelassen 
ist, 

2. der Betreiber des Langzeitlagers die Anforderun- 
gen des Anhangs 6 Nummer 1 und 4 sowie des Ab- 
satzes 5 erfüllt und 

3. der für die Befüllung der Behälter mit metalli- 
schen Quecksilberabfallen Verantwortliche (Be- 
füller) die Anforderungen des Anhangs 6 Num- 
mer 2 und 3 sowie der Absätze 3 und 4 einhält. 

Über die Anforderungen des Satzes 1 hinaus sind bei 
Langzeitlagem der Klasse III auch die Anforderungen 
der Störfall- Verordnung einzuhalten. Absatz 1 Satz 2 
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und § 8 Absatz 1, Absatz 3, Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 
und 3 bis 5 sowie Absatz 5 sind bei der zeitweiligen 
Lagerung metallischer Quecksilberabfalle in Lang- 
zeitlagem der Klasse III und IV nicht anzuwenden. 
Abweichend von § 2 Nummer 23 und Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 in Verbindung mit § 6 Absatz 3 Satz 1 
Nummer 1 ist bei der zeitweiligen Lagerung metalli- 
scher Quecksilberabfälle in Langzeitlagern der Klas- 
se III die Einhaltung der Zuordnungskriterien des An- 
hangs 3 Nummer 2 nicht erforderlich.“ 

b) Folgende Absätze 3 bis 6 werden angefugt: 

„(3) Der Befüller hat die Einhaltung der Anforde- 
rungen nach Anhang 6 Nummer 2 Buchstabe a und b 
stichprobenartig durch eine Kontrolluntersuchung je 
angefangene 10 Megagramm metallischer Quecksil- 
berabfälle durch einen im Einvernehmen mit der zu- 
ständigen Behörde bestimmten Sachverständigen 
prüfen und schriftlich bestätigen zu lassen; § 24 Ab- 
satz 2 und 3 gilt entsprechend. Der Befüller hat dem 
Betreiber des Langzeitlagers, der die nach Satz 1 un- 
tersuchten metallischen Quecksilberabfälle annimmt, 
die Bestätigung des Sachverständigen unverzüglich 
zuzuleiten. Eine zweite Ausfertigung hat der Befüller 
fünf Jahre seit der Erstellung aufzubewahren. 

(4) Der Befüller hat für jeden Behälter mit metalli- 
schen Quecksilberabfällen eine mit der Identifika- 
tionsnummer des Behälters gekennzeichnete Beschei- 
nigung zu erstellen, die folgende Angaben enthalten 
muss: 

1 . Name und Anschrift des Abfallerzeugers, 

2. Name und Anschrift des für die Befüllung Verant- 
wortlichen, 

3. Ort und Datum der Befüllung, 

4. Quecksilberabfallmenge und Befüllungsgrad, 

5. Analysebericht über den Reinheitsgrad des 
Quecksilberabfalls nach Anhang 6 Nummer 2 
Buchstabe a und gegebenenfalls Beschreibung der 
Verunreinigungen, 

6. Bestätigung, dass der Behälter nach der Befüllung 
keine aufgeschwommenen Verunreinigungen in 
Form einer wässrigen oder öligen Phase enthält, 

7. Bestätigung, dass der Behälter ausschließlich für 
die Beförderung oder Lagerung von metallischen 
Quecksilberabfällen verwendet wurde, 

8. Bestätigung der Einhaltung der Anforderungen 
des Anhangs 6 Nummer 3 Buchstabe a und c so- 
wie 

9. soweit im Einzelfall erforderlich, weitere für die 
Entsorgung relevante Anmerkungen. 

Bei Anlieferung der metallischen Quecksilberabfalle 
ist dem Betreiber des Langzeitlagers die Bescheini- 
gung zusammen mit dem Behälter vorzulegen. Eine 
zweite Ausfertigung hat der Befüller fünf Jahre seit 
der Erstellung aufzubewahren. 

(5) Der Betreiber des Langzeitlagers hat nach der 
Beendigung der Lagerung folgende Unterlagen drei 
Jahre lang aufzubewahren: 


1. die Bestätigung des Sachverständigen nach Ab- 
satz 3 Satz 1, 

2. die Bescheinigung nach Absatz 4 Satz 1, 

3. die Dokumentation der Wartung nach Anhang 6 
Nummer 1 Buchstabe d Doppelbuchstabe cc, 

4. die Protokolle der Sichtkontrollen nach Anhang 6 
Nummer 4 Buchstabe c, 

5. Meldungen über Freisetzungen von Quecksilber 
nach Anhang 6 Nummer 4 Buchstabe e sowie 

6. die Aufzeichnungen über die Entnahme und Ver- 
sendung der metallischen Quecksilberabfälle nach 
ihrer zeitweiligen Lagerung sowie über den Be- 
stimmungsort und die vorgesehene Behandlung. 

(6) Bei Aschen aus der Klärschlammmonoverbren- 
nung, die nicht gemeinsam und ohne Vennischung 
mit anderen Abfällen zum Zwecke einer späteren 
Rückgewinnung des Phosphors in einem Langzeitla- 
ger gelagert werden, kann auf Antrag eine Ausnahme 
von der Nachweispflicht gemäß Absatz 1 Satz 2 zuge- 
lassen werden. Die Ausnahme ist auf maximal fünf 
Jahre zu befristen; sie kann befristet verlängert wer- 
den. Für eine Lagerung über den 30. Juni 2023 hinaus 
ist eine Ausnahme gemäß Satz 1 nicht zulässig.“ 

7. In § 26 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „bei einer De- 
ponie oder einem Deponieabschnitt“ durch die Wörter 
„eine Deponie oder ein Deponieabschnitt“, die Wörter 
„für die Festlegungen“ durch die Wörter „für die oder den 
Festlegungen“ und die Wörter „§ 35 Absatz 2, einer Plan- 
genehmigung nach § 35 Absatz 3 oder einer Anordnung 
nach § 39 oder § 40 Absatz 2 des Kreislaufwirtschaftge- 
setzes“ durch die Wörter „§ 3 1 Absatz 2, einer Plan- 
genehmigung nach § 3 1 Absatz 3 oder einer Anordnung 
nach § 35 oder § 36 Absatz 2 des Kreislaufwirtschafts- 
und Abfallgesetzes vom 27. September 1994 (BGBl. 1 

5. 2705), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 

6. Oktober 2011 (BGBl. 1 S. 1986) geändert worden ist,“ 
ersetzt. 

8. § 28 wird wie folgt gefasst: 

,.§ 28 

Übergangsvorschriften 

Abweichend von § 3 Absatz 1, § 10 Absatz 1 und § 23 
Absatz 1, jeweils in Verbindung mit Anhang 1 Num- 
mer 2.1, kann bis zum ... [einsetzen: Datum des ersten 
Tages des 24. auf das Inkrafttreten dieser Änderungsver- 
ordnung folgenden Kalendermonats] als fremdprüfende 
Stelle auch beauftragt werden, wer nicht abschließend 
nach Anhang 1 Nummer 2.1 Satz 16 akkreditiert ist, sich 
aber nachweislich im Akkreditierungsverfahren befindet 
und über ausreichendes fach- und sachkundiges Personal 
verfügt.“ 

9. Anhang 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2.1 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 7 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nummer 1 werden die Wörter „Richtlinie 
89/106/EWG des Rates vom 21. Dezember 
1988 zur Angleichung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten 
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über Bauprodukte (ABI. L 40 vom 11.2. 
1989, S. 12), die zuletzt durch die Verord- 
nung (EG) Nr. 1 882/2003 (ABI. L 284 vom 
31.10.2003, S. 1) geändert worden ist,“ 
durch die Wörter „Verordnung (EU) 
Nr. 305/2011 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 9. März 2011 zur Fest- 
legung harmonisierter Bedingungen für die 
Vermarktung von Bauprodukten und zur 
Aufhebung der Richtlinie 89/ 106/EWG 
des Rates (ABI. L 88 vom 4.4.2011, S. 5) in 
der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt. 

bbb)In Nummer 2 werden die Wörter „Richt- 
linie 89/106/EWG tragen“ durch die Wör- 
ter „Verordnung (EU) Nr. 305/2011 tragen“ 
ersetzt. 

bb) Satz 10 wird wie folgt gefasst: 

„Die Herstellbarkeit der Abdichtungskomponen- 
ten und des Abdichtungssystems sowie der 
durch technische Maßnahmen geschaffenen, 
vervollständigten oder verbesserten geologi- 
schen Barriere ist vor deren Errichtung unter 
Baustellenbedingungen durch Ausführung von 
Probefeldern gegenüber der zuständigen Behör- 
de nachzuweisen.“ 

cc) Satz 16 wird wie folgt gefasst: 

„Die fremdprüfende Stelle muss nach DIN EN 
1SO/IEC 17020:2012-07 (Konformitätsbewer- 
tung - Anforderungen an den Betrieb verschie- 
dener Typen von Stellen, die Inspektionen 
durchführen) als Inspektionsstelle für die 
Fremdprüfung im Deponiebau und nach DIN 
EN ISO/IEC 17025:2005-08, 2. Berichtigung 
2007-05 (Allgemeine Anforderungen an die 
Kompetenz von Prüf- und Kalibrierlaboratorien) 
als Prüflaboratorium akkreditiert sein. Spezielle 
Prüfungen können vom Fremdprüfer an eine un- 
abhängige Institution vergeben werden, die für 
diese Prüfungen akkreditiert ist.“ 

b) Nummer 2.3.2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „ersetzt werden.“ 
durch die Wörter „ersetzt werden, wenn die Fol- 
genutzung dies erfordert.“ ersetzt. 

bb) Satz 3 Ziffer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. Nach Aufgabe der die technische Funktions- 
schicht begründenden Nutzung ist die Re- 
kultivierungsschicht so herzustellen, dass 
die Anforderungen der Nummer 2.3.1 erfüllt 
werden.“ 

10. Anhang 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 Satz 1 werden die Wörter „Nummer 2 
Satz 9“ durch die Wörter „Nummer 2 Satz 11“ er- 
setzt. 

b) In Nummer 2 Satz 5 werden die Wörter „wasserlös- 
licher Anteil“ durch die Wörter „Gesamtgehalt an 
gelösten Feststoffen“ ersetzt. 


c) Tabelle 2 Nummer 3.20 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Spalte 2 wird nach dem Wort „Feststoffen“ 
das Fußnotenzeichen ” 12 )“ eingefügt. 

bb) ln den Spalten 4 bis 8 wird vor dem Zahlenwert 
jeweils die Angabe „<“ eingefügt. 

d) Nach Tabelle 2 werden die Fußnoten 3, 4, 5 und 6 
wie folgt gefasst: 

„3) Eine Überschreitung des Zuordnungswertes ist 
mit Zustimmung der zuständigen Behörde bei 
Bodenaushub (Abfallschlüssel 17 05 04 und 
20 02 02 nach der Anlage zur Abfallverzeich- 
nis-Verordnung) und bei Baggergut (Abfall- 
schlüssel 17 05 06 nach der Anlage zur Abfall- 
verzeichnis-Verordnung) zulässig, wenn 

a) die Überschreitung ausschließlich auf natür- 
liche Bestandteile des Bodenaushubes oder 
des Baggergutes zurückgeht, 

b) sonstige Fremdbestandteile nicht mehr als 
5 Volumenprozent ausmachen, 

c) bei der gemeinsamen Ablagerung mit 
gipshaltigen Abfällen der DOC-Wert maxi- 
mal 80 mg/1 beträgt, 

d) auf der Deponie, dem Deponieabschnitt oder 
dem gesonderten Teilabschnitt eines Depo- 
nieabschnitts ausschließlich nicht gefährli- 
che Abfälle abgelagert werden und 

e) das Wohl der Allgemeinheit — gemessen an 
den Anforderungen dieser Verordnung - 
nicht beeinträchtigt wird. 

4) Der Zuordnungswert gilt nicht für Aschen aus 
der Braunkohlefeuerung sowie für Abfälle oder 
Deponieersatzbaustoffe aus Hochtemperatur- 
prozessen; zu Letzteren gehören insbesondere 
Abfälle aus der Verarbeitung von Schlacke, un- 
bearbeitete Schlacke, Stäube und Schlämme aus 
der Abgasreinigung von Sinteranlagen, Hoch- 
öfen, Schachtöfen und Stahlwerken der Eisen- 
und Stahlindustrie. Bei gemeinsamer Ablage- 
rung mit gipshaltigen Abfällen darf der TOC- 
Wert der in Satz 1 genannten Abfälle oder De- 
ponieersatzbaustoffe maximal 5 Masseprozent 
betragen. Eine Überschreitung dieses TOC- 
Wertes ist zulässig, wenn der DOC-Wert maxi- 
mal 80 mg/1 beträgt. 

5) Gilt nicht für Asphalt auf Bitumen- oder auf 
Teerbasis. 

6) Bei PAK-Gehalten von mehr als 3 mg/kg ist mit 
Hilfe eines Säulenversuches nach Anhang 4 
Nummer 3.2.2 nachzuweisen, dass in dem Säu- 
leneluat bei einem Flüssigkeits-Feststoffverhält- 
nis von 2:1 ein Wert von 0,2 gg/1 nicht über- 
schritten wird.“ 

e) Die Fußnoten 10, 11 und 12 werden wie folgt ge- 
fasst: 

„10) Auf Abfälle oder Deponieersatzbaustoffe auf 
Gipsbasis nur anzuwenden, wenn sie gemein- 
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sam mit gefährlichen Abfällen abgelagert oder 
eingesetzt werden. 

11) Überschreitungen des DOC-Wertes bis maxi- 
mal 100 mg/1 sind zulässig, wenn auf der De- 
ponie oder dem Deponieabschnitt keine 
gipshaltigen Abfälle und seit dem 16. Juli 
2005 ausschließlich nicht gefährliche Abfälle 
oder Deponieersatzbaustoffe abgelagert oder 
eingesetzt werden. 

12) Nummer 3.20 kann, außer in den Fällen gemäß 
Spalte 9 (Rekultivierungsschicht), gleichwer- 
tig zu den Nummern 3.11 und 3.12 angewandt 
werden.“ 

1 1 . Anhang 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3.1.1 Satz 3 werden die Wörter „gemäß 
Nummer 3.2.22“ durch die Wörter „gemäß Num- 
mer 3.2.24“ ersetzt. 

b) In Nummer 3.1.8 werden die Wörter „Ausgabe Au- 
gust 1999“ durch die Wörter „Ausgabe März 2011“ 
ersetzt. 

c) ln Nummer 3.1.10 wird nach den Wörtern „DIN 
ISO 22036, Ausgabe Juni 2009“ das Wort „Boden- 
verfahren“ durch das Wort „Bodenbeschaffenheit“ 
ersetzt. 

d) Die Nummer 3.1.11 wird wie folgt gefasst: 

„3.1.11 Quecksilber 

DIN EN ISO 12846, Ausgabe August 
2012 

Wasserbeschaffenheit - Bestimmung von 
Quecksilber - Verfahren mittels Atomab- 
sorptionsspektrometrie (AAS) mit und 
ohne Anreicherung 

Alternativ: 

DIN EN ISO 17852, Ausgabe April 2008 

Wasserbeschaffenheit - Bestimmung von 
Quecksilber - Verfahren mittels Atom- 
fluoreszenzspektrometrie“. 

e) Die Nummer 3.2. 1 . 1 wird wie folgt gefasst: 

„3. 2. 1.1 Eluatherstellung mit Flüssigkeits-/Fest- 
stoffverhältnis 10/1 

DIN EN 12457-4, Ausgabe Januar 2003 

Charakterisierung von Abfallen - Auslau- 
gung; Übereinstimmungsuntersuchung 
für die Auslaugung von körnigen Abfäl- 
len und Schlämmen - Teil 4: Einstufiges 
Schüttelverfahren mit einem Flüssigkeits-/ 
Feststoffverhältnis von 10 1/kg für Mate- 
rialien mit einer Korngröße unter 10 mm 
(ohne oder mit Korngrößenreduzierung)“. 

f) In den Nummern 3.2.6, 3.2.7, 3.2.8, 3.2.9 und 3.2.10 
wird jeweils nach den Wörtern „DIN ISO 22036, 
Ausgabe Juni 2009“ das Wort „Bodenverfahren“ 
durch das Wort „Bodenbeschaffenheit“ ersetzt. 


g) Die Nummer 3.2. 1 1 wird wie folgt gefasst: 

„3.2.11 Quecksilber 

DIN EN ISO 12846, Ausgabe August 
2012 

Wasserbeschaffenheit - Bestimmung von 
Quecksilber - Verfahren mittels Atom- 
absorptionsspektrometrie (AAS) mit und 
ohne Anreicherung 

Alternativ: 

DIN EN ISO 17852, Ausgabe April 2008 

Wasserbeschaffenheit - Bestimmung von 
Quecksilber - Verfahren mittels Atom- 
fluoreszenzspektrometrie“. 

h) ln Nummer 3.2.12 wird nach den Wörtern „DIN 
ISO 22036, Ausgabe Juni 2009“ das Wort „Boden- 
verfahren“ durch das Wort „Bodenbeschaffenheit“ 
ersetzt. 

i) Die Nummer 3 .2. 1 5 wird wie folgt gefasst: 

„3.2.15 Cyanide, leicht freisetzbar 

DIN 38405-13, Ausgabe April 2011 

Deutsche Einheitsverfahren zur Wasser-, 
Abwasser- und Schlammuntersuchung - 
Anionen (Gruppe D) - Teil 13: Bestim- 
mung von Cyaniden (D 13) 

Bei sulfidhaltigen Abfällen erfolgt die Be- 
stimmung nach DIN ISO 17380, Ausgabe 
Mai 2006 Bodenbeschaffenheit - Bestim- 
mung des Gehalts an gesamtem Cyanid 
und leicht freisetzbarem Cyanid - Verfah- 
ren mit kontinuierlicher Fließanalyse 

Alternativ: 

DIN EN ISO 14403-1, Ausgabe Oktober 
2012 

Wasserbeschaffenheit - Bestimmung von 
Gesamtcyanid und freiem Cyanid mittels 
Fließanalytik (FIA und CFA) - Teil 1: 
Verfahren mittels Fließiniektionsanalyse 
(FIA)“. 

j) In den Nummern 3.2.17, 3.2.18, 3.2.19, 3.2.20 und 
3.2.21 wird jeweils nach den Wörtern „DIN ISO 
22036, Ausgabe Juni 2009“ das Wort „Bodenver- 
fahren“ durch das Wort „Bodenbeschaffenheit“ er- 
setzt. 

k) In Nummer 3 .2.22 wird die Überschrift wie folgt ge- 
fasst: 

„Gesamtgehalt an gelösten Feststoffen“. 

l) Nach Nummer 3.2.23 wird folgende Nummer 3.2.24 
eingefügt: 

„3.2.24 Bestimmung des Trockenrückstandes 
DIN EN 14346, Ausgabe März 2007 

Charakterisierung von Abfällen - Berech- 
nung der Trockenmasse durch Bestim- 
mung des Trockenrückstandes oder des 
Wassergehaltes.“ 
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m) ln Nummer 3.3.1 wird nach der Überschrift „At- 
mungsaktivität, bestimmt über 4 Tage im Laborver- 
such (AT4):“ folgender Satz eingefugt: 

„Dieses Prüfverfahren ist nur anwendbar bei Abfäl- 
len, die einen pH-Wert im Bereich von pH 6,8 bis 
pH 8,2 aufweisen. Bei Abfällen mit davon abwei- 
chenden pH-Werten ist die biologische Abbaubar- 
keit des Trockenrückstandes der Originalsubstanz 
nach Nummer 3.3.2 zu bestimmen.“ 

n) ln Nummer 4 Satz 1 Nummer 1 werden die Wörter 
„vom Wert der grundlegenden Charakterisierung“ 
durch die Wörter „vom Zuordnungswert, der für die 
Deponie in der behördlichen Entscheidung nach 
§ 2 1 oder im Einzelfall nach Anhang 3 Nummer 2 
dieser Verordnung festgelegt wurde,“ ersetzt. 

12. Folgender Anhang 6 wird angefugt: 

„Anhang 6 

Besondere Anforderungen an die zeitweilige Lagerung 
von metallischen Quecksilberabfällen bei einer Lager- 
dauer von mehr als einem Jahr in Langzeitlagem (zu 
§ 23 Absatz 2 Satz 1) 

1. Anforderungen an die Errichtung und den Betrieb 

a) Die Behälter mit metallischen Quecksilberabfäl- 
len sind getrennt von anderen Abfällen so zu la- 
gern, dass sie sich leicht wieder entnehmen las- 
sen. 

b) Die Behälter sind in Auffangbecken zu stellen, 
die für Quecksilber undurchlässig sind und über 
ein Fassungsvermögen verfügen, das jeweils für 
die darin gelagerte Gesamtmenge metallischer 
Quecksilberabfälle ausreicht. 

c) Die Aufstandsflächen der Auffangbecken müs- 
sen aus einem quecksilberbeständigen Material 
bestehen oder mit einem solchen abgedeckt und 
so geneigt sein, dass aus den Behältern ausgetre- 
tenes Quecksilber einem Sammelsumpf zuläuft. 

d) In jedem Bereich der zeitweiligen Lagerung me- 
tallischer Quecksilberabfälle muss ein System 
zur kontinuierlichen Überwachung der Innen- 
raumluft auf Quecksilberdämpfe installiert und 
betrieben werden, bei dem 

aa) in Boden- und in Deckennähe Sensoren 
angebracht sind, die bei einer Raumluftkon- 
zentration von höchstens 0,02 mg Quecksil- 
ber/m 3 eine optische und akustische War- 
nung auslösen, 

bb) durch bauliche Maßnahmen gewährleistet 
wird, dass die Messergebnisse der Innen- 
raumluftüberwachung nicht durch Luftaus- 
tausch verändert werden, unabhängig davon 
darf eine erforderliche Bewetterung oder Be- 
lüftung während der Einlagerungskampagne 
sowie der Sichtkontrolle nach Nummer 4 
Buchstabe c durchgeführt werden, und 

cc) einmal jährlich eine Wartung durchzuführen 
ist, deren Ergebnisse zu dokumentieren sind. 


2. Anforderungen an metallische Quecksilberabfälle 

und Befüllung der Behälter 

a) Der Quecksilbergehalt muss mehr als 99,9 Ge- 
wichtsprozent betragen. Eine dafür erforderliche 
Reinigung der Quecksilberabfälle ist mit einem 
Verfahren durchzuführen, das diese Reinheit 
sicher erreicht. Die Einhaltung der Anforderung 
nach Satz 1 ist durch die beiden folgenden vom 
Befüller durchzuführenden Analysen nachzuwei- 
sen und im Analysebericht zu dokumentieren: 

aa) Gravimetrische Bestimmung des Rückstan- 
des nach vollständiger Verdampfung des 
Quecksilbers im Vakuum bei 300 °C plus/mi- 
nus 25 °C mit Auffangvorrichtung für das 
Quecksilber und 

bb) Bestimmung der Summe der Metallgehalte 
von Blei, Cadmium, Calcium, Chrom, Eisen, 
Kalium, Kupfer, Molybdän, Natrium, Nickel, 
Vanadium, Wolfram und Zink nach einem der 
alternativ genannten Verfahren gemäß An- 
hang 4 Nummer 3.1.10 nach vollständigem 
Königswasseraufschluss gemäß Anhang 4 
Nummer 3.1.2 mit gegebenenfalls erforder- 
licher Anpassung des Feststoff-Säure- Ver- 
hältnisses. 

Beide Verfahren sind voneinander unabhängig 
durchzuführen und dürfen jeweils den Wert von 
0,1 Gewichtsprozent bzw. 1 g/kg nicht über- 
schreiten. 

b) Die Behälter dürfen neben dem metallischen 
Quecksilber keine wässrige oder ölige Phase ent- 
halten. 

c) Die Behälter dürfen nur zu höchstens 80 Volu- 
menprozent befüllt sein. 

3. Anforderungen an die Behälter 

a) Die Behälter müssen aus Kohlenstoffstahl, der 
mindestens die Anforderungen an die Stahlsorte 
1.0044 nach DIN EN 10025-2, Ausgabe April 
2005, erfüllt, oder aus rostfreiem Stahl, der min- 
destens die Anforderungen an die Stahlsorte 
1.4301, 1.4404, 1.4432 oder 1.4435 nach DIN 
EN 10088-1, Ausgabe Januar 2012, erfüllt, beste- 
hen. 

b) Die Außenseite der Behälter muss widerstandsfä- 
hig gegen die Lagerungs-bedingungen sein; 
Schweißnähte sind so weit wie technisch möglich 
zu vermeiden. 

c) Das Baumuster des Behälters muss die Fallprü- 
fung und die Dichtheitspriifüng bestanden haben 
entsprechend den Unterabschnitten 6. 1.5.3 bzw. 
6. 1.5. 4 der Anlage zur Bekanntmachung der 
Neufassung der Anlagen A und B des Europä- 
ischen Übereinkommens über die internationale 
Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße 
(ADR) vom 25. November 2010 (BGBl. 2010 11 
S. 1412, Anlageband) in der jeweils geltenden 
Fassung. 
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d) Jeder Behälter muss mit einer dauerhaften Kenn- 
zeichnung versehen sein, der die Identifikations- 
nummer des Behälters, das Fertigungsmaterial, 
das Leergewicht, der Hersteller und das Datum 
der Herstellung des Behälters zu entnehmen ist. 

4. Anforderungen an die Abfallannahme, Kontrolle 
und Dokumentation 

a) Die Behälter müssen bei der Anlieferung einer 
Sichtkontrolle unterzogen werden, mit der sicher- 
gestellt wird, dass beschädigte, undichte oder 
korrodierte Behälter nicht angenommen werden. 

b) Es dürfen nur Behälter angenommen werden, die 
jeweils über eine dauerhafte Kennzeichnung 
nach Nummer 3 Buchstabe d und über eine vom 
Befüller erstellte und mit der Identifikationsnum- 
mer des Behälters gekennzeichnete Bescheini- 
gung nach § 23 Absatz 4 Satz 1 verfügen. 

c) Der Bereich der zeitweiligen Lagerung metalli- 
scher Quecksilberabfälle und die gelagerten Be- 
hälter müssen mindestens einmal monatlich von 
einer hierzu befugten Person, die über die erfor- 
derliche Fachkunde verfügt, einer Sichtkontrolle 
unterzogen werden und bei Feststellung undich- 


ter Stellen, aus denen Quecksilber freigesetzt 
wird, müssen unverzüglich alle erforderlichen 
Maßnahmen ergriffen werden, um eine Emission 
von Quecksilber in die Umwelt zu verhindern 
und die Sicherheit der Quecksilberlagerung wie- 
derherzustellen. Das Ergebnis der Sichtkontrolle 
ist zu protokollieren. 

d) Mindestens eine Person des Personals muss die 
Fachkunde im Umgang mit Gefahrstoffen, insbe- 
sondere mit Quecksilber, besitzen. Gerätschaft 
zum Atemschutz und Sicherheitskleidung sind 
vorzuhalten. 

e) Alle Freisetzungen von Quecksilber sind nach 
§ 13 Absatz 4 der zuständigen Behörde zu mel- 
den.“ 


Artikel 2 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am . . . [einsetzen: Datum des ers- 
ten Tages des ersten auf die Verkündung folgenden Kalen- 
dermonats] in Kraft. 
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Anlage 2 


Beschluss des Bundesrates 


Änderungen 

zur 

Zweiten Verordnung zur Änderung 
der Deponieverordnung 

1. Zu Artikel 1 Nummer 3 (§ 7 Absatz 2 Nummer 3 

Buchstabe a) 

Artikel 1 Nummer 3 ist wie folgt zu fassen: 

,3- ln § 7 Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe a werden die 
Wörter „mit einem wasserlöslichen Anteil von mehr 
als 10 Gewichtsprozent“ durch die Wörter die in 
einem Eluat nach Anhang 4 Nummer 3. 2. 1.1 einen 
Gesamtgehalt an gelösten Feststoffen von mehr als 
10 000 Milligramm pro Liter aufweisen,“ ersetzt.“ 

Begründung 

Der Änderungsvorschlag dient der Klarstellung des Ge- 
wollten. Die ursprüngliche Fassung begrenzte den was- 
serlöslichen Anteil des Reaktions- bzw. Destillations- 
rückstandes. Dieser war an Hand des Trockenrückstandes 
aus einem Eluat zu ermitteln. 

Zur Klarstellung, dass sich die Konzentration auf den Ge- 
samtgehalt an gelösten Stoffen im Eluat und nicht auf den 
ggfs, noch vorhandenen flüssigen Anteil des Reaktions- 
oder Destillationsrückstandes bezieht, ist auf die Bestim- 
mungsmethode des Gesamtgehalts an gelösten Feststof- 
fen hinzuweisen. 

2. Zu Artikel 1 Nummer 4 Buchstabe c - neu - 

(§ 8 Absatz 8) 

Dem Artikel 1 Nummer 4 ist folgender Buchstabe c an- 
zufügen: 

,c) In Absatz 8 Nummer 4 werden nach den Wörtern 
„nicht mehr als 5 Volumenprozent an“ die Wörter 
„mineralischen oder inerten“ eingefügt und die Wör- 
ter ^insbesondere Metalle, Kunststoffe, Humus, 
Holz und Gummi,“ gestrichen.“ 

Begründung 

Nach Nummer 2 dürfen keine Anhaltspunkte dafür beste- 
hen, dass die Zuordnungswerte einer Deponieklasse 0 
überschritten werden. Der TOC einer Deponie nach 
Klasse DK 0 ist auf 1 Masseprozent beschränkt. Bei bis 
zu 5 Volumenprozenten Metalle, Kunststoffe, Humus, 
Holz oder Gummi ist die Randbedingung Nummer 2 
nicht mehr erfüllbar, weshalb es sich bei den 5 Prozent 
Fremdbestandteilen nur um nicht organische Bestand- 
teile handeln darf. 

3. Zu Artikel 1 Nummer 4a - neu - (§14 Absatz 2 

Nummer 3) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 4 folgende Nummer 4a ein- 
zufügen: 


,4a. In § 14 Absatz 2 Nummer 3 werden nach dem Wort 
„sind“ die Wörter „, wie insbesondere gipshaltige 
Abfälle, für deren Verwendung keine Eignung nach 
Anhang 1 Nummer 2.1.2 Satz 1 nachgewiesen wur- 
de“ eingefügt.“ 

Begründung 

Die vorgeschlagene Änderung dient der Verdeutlichung 
des Gewollten durch Benennung der gipshaltigen Abfälle 
als wichtiges Beispiel. Gips ist ein wasserlösliches Mate- 
rial, welches bei kurzfristigem Wasserzutritt angelöst 
wird, bei hohem Anteil im Abfall die Reibungseigen- 
schaften des Gemisches verändern kann und bei andau- 
erndem periodischen Wasserzufluss, z. B. aus Nieder- 
schlägen, langfristig vollständig aufgelöst wird. Ein 
gipshaltiger Abfall ist deshalb grundsätzlich weder funk- 
tional noch bautechnisch als Deponiersatzbaustoff geeig- 
net. 

Ausgenommen hiervon sind nur gipshaltige Abfälle, für 
die im Rahmen ihrer Verwendung zur Herstellung von 
Ersatzbaustoffen für Abdichtungssysteme oder geolo- 
gische Barrieren die Eignung auf der Grundlage eines 
bundeseinheitlichen Qualitätsstandards nach Anhang 1 
Nummer 2. 1 .2 Satz 1 nachgewiesen wurde. 

Als „gipshaltiger Abfall“ sollte ein Abfall angesehen 
werden, der mehr als fünf Volumenprozent Gips enthält. 
Ein Anteil von unter fünf Volumenprozent Gips wird im 
Bauabfall eingehalten, wenn beim Rückbau eines Gebäu- 
des die Gipskartonplatten getrennt ausgebaut (und mög- 
lichst einem Recycling zugeführt) werden. 

Der getrennte Ausbau ist ohnehin eine zentrale Voraus- 
setzung für die Verwertung von Abfällen nach der Abfall- 
hierarchie der § § 6 bis 8 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
(KrWG), nach der grundsätzlich das stoffliche Recycling 
(hier des Gipses) einer sonstigen Verwertung, wie z. B. 
der Verfüllung oder der Profilierung von Deponien, vor- 
geht. 

Darüber hinaus wird durch das Auflösen auch nur gerin- 
ger Mengen Gips die Umwelt, insbesondere das Grund- 
wasser, durch die entsprechende Freisetzung von Sulfa- 
ten gefährdet. 

4. Zu Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a (§ 23 Absatz 2 

Satz 1) 

In Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a sind in § 23 Absatz 2 
Satz 1 die Wörter „zeitweilig bei einer Lagerdauer von 
mehr als einem Jahr“ zu streichen. 

Begründung 

Die durch § 23 Absatz 2 DepV eröffnete Möglichkeit für 
Langzeitlager der Klasse III und IV, dort auch metalli- 
sche und somit flüssige Quecksilberabfälle zwischenzu- 
lagem, steht der ohnehin zulässigen zeitweiligen Lage- 
rung von bis zu einem Jahr nicht entgegen. 
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Der sprachlichen Eindeutigkeit halber sollte deshalb in 
der Formulierung „ . . . dürfen metallische Quecksilberab- 
fälle in einem Langzeitlager der Klasse III und IV zeit- 
weilig bei einer Lagerdauer von mehr als einem Jahr ge- 
lagert werden“ der oben genannte Passus gestrichen 
werden. 

5. Zu Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a (§ 23 Absatz 2 

Satz 3) 

In Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a sind in § 23 Absatz 2 
Satz 3 die Wörter „Nummer 3 bis 5“ durch die Wörter 
„Nummer 1 und 3 bis 5“ zu ersetzen. 

Begründung 

§ 23 Absatz 2 Satz 3 DepV nennt Vorschriften, die für 
Langzeitlager für metallische Quecksilberabfälle nicht 
angewandt werden sollen. Hier ist die Vorschrift nach § 8 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 DepV zu ergänzen. Nach die- 
ser Vorschrift müsste der Betreiber des Langzeitlagers bei 
der Annahme der metallischen Quecksilberabfälle prü- 
fen, ob eine grundlegende Charakterisierung für den Ab- 
fall vorliegt. 

Die Verpflichtung zur Erstellung einer grundlegenden 
Charakterisierung durch den Abfallerzeuger oder -ein- 
sammler ist in § 8 Absatz 1 festgeschrieben. Diese Vor- 
schrift soll für Langzeitlager für metallisches Quecksil- 
ber aber nicht gelten. Damit ist eine Kontrolle, ob eine 
grundlegende Charakterisierung vorliegt, obsolet. 

6. Zu Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a (§ 23 Absatz 2 

Satz 4) 

In Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a sind in § 23 Absatz 2 
Satz 4 vor den Wörtern „§ 6 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1“ 
die Wörter „Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 in Verbindung 
mit“ einzufügen. 

Begründung 

§ 6 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 DepV gilt für Deponien 
der Klasse III und nur in Verbindung mit „§ 23 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 DepV“ entsprechend für Langzeitlager. 
Dementsprechend ist die vorgesehene Ausnahme von der 
Anwendung zu formulieren. 

7. Zu Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe b (§ 23 Absatz 4 

Satz 1 Nummer 4) 

In Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe b sind in § 23 Absatz 
4 Satz 1 Nummer 4 nach dem Wort „Quecksilberabfall- 
menge“ die Wörter „ und Befüllungsgrad“ einzufügen. 

Begründung 

Die Aufzählung in § 23 Absatz 4 DepV beinhaltet insbe- 
sondere Angaben, mit denen der Befüller die Einhaltung 
verschiedener Anforderungen des Anhangs 6 zur Befül- 
lung der für die Langzeitlagerung bestimmten metalli- 
schen Quecksilberabfälle bestätigt. Der Befüllungsgrad 
der Behälter von maximal 80 Prozent ist in Anhang 6 
Nummer 1 Buchstabe c explizit als einzuhaltendes Krite- 
rium genannt und kann nur vom Befüller und nicht vom 
Betreiber des Langzeitlagers geprüft werden. Der Befül- 
ler sollte deshalb verpflichtet werden, auch diese Angabe 
gegenüber dem Betreiber des aufnehmenden Langzeitla- 
gers zu erklären. 


8. Zu Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe b (§ 23 Absatz 4 

Satz 2) 

ln Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe b ist § 23 Absatz 4 
Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„Bei Anlieferung der metallischen Quecksilberabfalle ist 
dem Betreiber des Langzeitlagers die Bescheinigung zu- 
sammen mit dem Behälter vorzulegen.“ 

Begründung 

Die Formulierung in der Vorlage stellt sprachlich direkt 
auf die Übergabe durch die natürliche oder juristische 
Person „Befüller“ ab. Mit Blick auf die gleichermaßen 
zulässige Anlieferung und Übergabe der Behälter durch 
vom einen vom Befüller beauftragten Dritten (Beförde- 
rer) ist eine diesen Fall mit abdeckende Formulierung 
analog § 8 Absatz 3 Satz 7 DepV vorzusehen. 

9. Zu Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe b (§ 23 Absatz 6) 

ln Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe b ist § 23 Absatz 6 wie 
folgt zu fassen: 

„(6) Bei Aschen aus der Klärschlammmonoverbren- 
nung, die nicht gemeinsam und ohne Vermischung mit 
anderen Abfällen zum Zwecke einer späteren Rückge- 
winnung des Phosphors in einem Langzeitlager gelagert 
werden, kann auf Antrag eine Ausnahme von der Nach- 
weispflicht gemäß Absatz 1 Satz 2 zugelassen werden. 
Die Ausnahme ist auf maximal fünf Jahre zu befristen; 
sie kann befristet verlängert werden. Für eine Lagerung 
über den 30. Juni 2023 hinaus ist eine Ausnahme gemäß 
Satz 1 nicht zulässig.“ 

Begründung 

Der vorgeschlagene Text behält die grundsätzliche Ziel- 
richtung der Vorlage bei, die Langzeitlagerung von 
Aschen aus der Klärschlammmonoverbrennung auch zu- 
zulassen, wenn der abschließende Entsorgungsweg noch 
nicht konkret feststeht, aber im Grundsatz eines der Ver- 
fahren zur technischen Phosphorrückgewinnung genutzt 
werden soll, die sich zurzeit in der Entwicklung befinden 
und im großtechnischen Praxismaßstab noch zu etablie- 
ren sind. 

Es trägt dem von der Bundesregierung laut Begründung 
angestrebten Charakter eines „Aussetzens“ der Pflicht 
zum Nachweis der Entsorgung stärker Rechnung als die 
Vorlage, wenn in dem geänderten Absatz 6 nur eine be- 
fristete Ausnahmezulassung vorgesehen ist und diese 
spätestens nach fünf Jahren zu überprüfen ist. 

Da sich die vorgesehene Erleichterung für die Langzeit- 
lagerung des Abfalls „Aschen aus der Klärschlamm- 
monoverbrennung“ auf die Erwartung eines in absehba- 
rer Zeit erreichten technischen Fortschritts stützt, soll die 
Sonderregelung zu einem feststehenden Termin auslau- 
fen. Spätestens in zehn Jahren muss klar sein, ob sich die 
Prognose der technischen Entwicklung als zutreffend er- 
wiesen hat, und praxistaugliche Verfahren zur Verfügung 
stehen. 

Eine Zwischenlagerung darf nur ein temporäres Vorge- 
hen darstellen. Erfahrungen aus dem Vollzug sprechen 
dagegen, ohne konkrete Befristungen die abschließende 
Entsorgung von Abfällen zu Gunsten künftig erwarteter 
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Verwertungsoptionen zurückzustellen. Anderensfalls 
kann ein Risiko des Entstehens künftiger Altablagerun- 
gen resultieren, dem es angemessen vorzubeugen gilt. 

10. Zu Artikel 1 Nummer 7 Buchstabe a 
Doppelbuchstabe cc - neu - 

(Anhang 1 Nummer 2.1 Satz 16) 

Dem Artikel 1 Nummer 7 Buchstabe a ist folgender 
Doppelbuchstabe cc anzufügen: 

,cc) Satz 1 6 wird wie folgt gefasst: 

„Die fremdprüfende Stelle muss nach DIN EN 
ISO/1EC 17020:2012-07 (Konformitätsbewertung 
- Anforderungen an den Betrieb verschiedener Ty- 
pen von Stellen, die Inspektionen durchführen) als 
Inspektionsstelle für die Fremdprüfung im Depo- 
niebau und nach DIN EN ISO/IEC 17025:2005-08, 
2. Berichtigung 2007-05 (Allgemeine Anforderun- 
gen an die Kompetenz von Prüf- und Kalibrierla- 
boratorien) als Prüflaboratorium akkreditiert sein. 
Spezielle Prüfungen können vom Fremdprüfer an 
eine unabhängige Institution vergeben werden, die 
für diese Prüfungen akkreditiert ist. 1 “ 

F olgeänderung 

In Artikel 1 ist nach Nummer 6 folgende Nummer 6a 
einzufügen: 

,6a. § 28 wird wie folgt gefasst: 

„§ 28 

Übergangsvorschriften 

Abweichend von § 3 Absatz 1, § 10 Absatz 1 
und § 23 Absatz 1 , jeweils in Verbindung mit An- 
hang 1 Nummer 2.1, kann bis zum [einsetzen: Da- 
tum des ersten Tages des 24. auf das Inkrafttreten 
dieser Änderungsverordnung folgenden Kalender- 
monats] als fremdprüfende Stelle auch beauftragt 
werden, wer nicht abschließend nach Anhang 1 
Nummer 2.1 Satz 16 akkreditiert ist, sich aber 
nachweislich im Akkreditierungsverfahren befin- 
det und über ausreichendes fach- und sachkundiges 
Personal verfügt.“ ‘ 

Begründung 

Seit dem 1. Januar 2010 führt die Deutsche Akkreditie- 
rungsstelle (DAkkS) als beliehene Instanz der Bundes- 
republik Deutschland die Akkreditierung von Prüfern 
und Laboren durch. Die DAkkS ist gemäß EU-Vorgabe 
die einzige nationale Akkreditierungsstelle und wird zu 
je einem Drittel vom Bund, den Ländern und der Indus- 
trie getragen. 

Bislang wurde die auf einem europaweit verbindlich 
geregelten Verfahren basierende Akkreditierung für die 
Feststellung der Fach- und Sachkunde derjenigen Stel- 
len, die die Qualitätsprüfung im Deponiebau betreiben, 
nicht genutzt. Die Fach- und Sachkunde war im Zwei- 
felsfall von der zuständigen Genehmigungs- oder Über- 
wachungsbehörde zu überprüfen. Demgegenüber be- 
steht der besondere Wert der Akkreditierung für alle an 
der Errichtung von Deponiebauwerken Beteiligten, 
dass es sich um eine Bestätigung der Fach- und Sach- 


kunde in einem einheitlichen, allgemein anerkannten 
Verfahren handelt. 

Aus diesem Grund hat die Bundesanstalt für Material- 
forschung und -prüfung (BAM) in dem Verfahren nach 
Anhang 1 Nummer 2.4.4. DepV (Fachbeirat) ihre 
„Richtlinie für die Anforderungen an die Qualifikation 
und die Aufgaben einer fremdprüfenden Stelle für 
Kunststoffkomponenten im Deponiebau“ mit Stand 
November 2012 fortgeschrieben und festgelegt, dass 
die fremdprüfende Stelle als Inspektionsstelle akkredi- 
tiert sein und über ein akkreditiertes Prüflabor verfügen 
muss. 

Es ist sachgerecht und aus Gründen der Wettbewerbs- 
gleichheit geboten, dass die für den Bereich der Geo- 
kunststoffe, Polymere und Dichtungskontrollsysteme 
damit geltenden Anforderungen der Akkreditierung 
auch auf die sonstigen im Deponiebau zugelassenen 
Materialien, Komponenten und Systeme übertragen 
werden, deren Eignung nicht durch Zulassung der 
BAM nachgewiesen wird. 

Die vorgeschlagene Änderung verankert das grundsätz- 
liche Erfordernis der Akkreditierung für die fremdprü- 
fenden Stellen übergreifend in der DepV. Für spezielle 
Untersuchungen, die besonders aufwändige gerätetech- 
nische Ausstattungen des Labors oder spezielle erfor- 
derliche Erfahrungen des Prüfenden erfordern, wird der 
fremdprüfenden Stelle die Möglichkeit eröffnet, diese 
Kompetenzen nicht selbst vorzuhalten, sondern die 
Prüfungen an Dritte zu vergeben. Für diese Kompeten- 
zen muss die Akkreditierungspflicht dann von dem 
Dritten erfüllt werden. 

Einzelheiten, z. B. für welche Prüfungen die fremdprü- 
fende Stelle selbst akkreditiert sein muss und welche 
speziellen Prüfungen an unabhängige Institutionen ver- 
geben werden können, kann je nach Anwendungsbe- 
reich in einer Richtlinie der BAM oder einem Bundes- 
einheitlichen Qualitätsstandard der Länder geregelt 
werden. 

Mit Blick auf den erforderlichen Zeitaufwand für die 
Umsetzung der Akkreditierung wird die Übergangsvor- 
schrift nach § 28 DepV neugefasst. Die durch Zeitab- 
lauf überholte Übergangsfrist für die Geokunststoffe 
ohne BAM-Zulassung wird gestrichen. Die Übergangs- 
frist für die Akkreditierung von zwei Jahren ist ange- 
messen und ausreichend, um das Akkreditierungsver- 
fahren seitens des DAkkS vorzubereiten und Akkredi- 
tierungen abzuschließen. 

11. Zu Artikel 1 Nummer 7 Buchstabe b 

(Anhang 1 Nummer 2.3.2 Satz 3 Ziffer 3) 

Artikel 1 Nummer 7 Buchstabe b ist wie folgt zu fassen: 
,b) Nummer 2.3.2 wird wie folgt geändert: 
aa) ln Satz 1 ... wie Vorlage . . . 
bb) Satz 3 Ziffer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. Nach Aufgabe der die technische Funktions- 
schicht begründenden Nutzung ist die Re- 
kultivierungsschicht so herzustellen, dass 
die Anforderungen der Nummer 2.3.1 erfüllt 
werden.“ 1 
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Begründung 

Anhang 1 Nummer 2.3.2 Satz 3 Ziffer 3 DepV regelt 
bislang, dass nach der Aufgabe der die technische 
Funktionsschicht begründenden Nutzung die Fläche so 
herzustellen ist, dass sie eine natürliche Funktion des 
Standortes erfüllen kann und die Schutzerfordemisse 
nach Nummer 2.3.2 Satz 3 Ziffer 1 gewahrt bleiben. 

Nummer 2.3.2 Satz 3 Ziffer 1 besagt, dass die Dicke der 
technischen Funktionsschicht nach den Schutzerforder- 
nissen der darunter liegenden Systemkomponenten 
(wie z. B. keine Beeinträchtigung der langfristigen 
Funktionsfahigkeit der Entwässerungsschicht, Schutz 
der Abdichtungskomponenten vor Wurzel- und Frost- 
einwirkung sowie Austrocknung) zu bemessen ist. 

Eine nähere Untersetzung dieser Anforderung ist An- 
hang 1 Nummer 2.3.2 Satz 3 Ziffer 3 nicht zu entneh- 
men. Dies führte in der abfallrechtlichen Genehmi- 
gungspraxis häufig zu voneinander stark abweichenden 
Auslegungssichtweisen. 

Mit Aufgabe der die technische Funktionsschicht be- 
gründenden Nutzung verliert die technische Funktions- 
schicht als solche ihre Funktion und ist so auch nicht 
mehr definierbar. Sie wird dann wieder zu einer Rekul- 
tivierungsschicht, da die technische Funktionsschicht 
diese auf Grund ihres Funktionsverlustes auch nicht 
mehr ersetzt. 

Die Schutzerfordemisse der darunter liegenden Sys- 
temkomponenten können praktisch nur eingehalten 
werden, wenn die oberste Komponente die Anforderan- 
gen an Rekultivierungsschichten erfüllt. Diese ergeben 
sich aus Anhang 1 Nummer 2.3.1 Satz 3 Ziffer 1 bis 4. 

12. Zu Artikel 1 Nummer 8 Buchstabe d 

(Anhang 3 Tabelle 2 Fußnote 6) 

Artikel 1 Nummer 8 Buchstabe d ist wie folgt zu fassen: 

,,d) Nach Tabelle 2 werden die Fußnoten 3, 4, 5 und 6 
wie folgt gefasst: 

3) ... wie Vorlage .. . 

4) ... wie Vorlage . . . 

5) ... wie Vorlage . . . 

6) Bei PAK-Gehalten von mehr als 3 mg/kg ist 
mit Hilfe eines Säulenversuches nach Anhang 4 
Nummer 3.2.2 nachzuweisen, dass in dem Säu- 
leneluat bei einem Flüssigkeits-Feststoffver- 
hältnis von 2: 1 ein Wert von 0,2 pg/l nicht über- 
schritten wird.“ 

Begründung 

Nach Fußnote 6 zur Tabelle 2 in Anhang 3 DepV ist bei 
der Prüfung, ob der Zuordnungswert für den Parameter 
PAK bei Materialien eingehalten ist, die in der Rekul- 
tivierungsschicht eingesetzt werden, ein zusätzlicher 
Säulenversuch zur Prüfung der auslaugbaren Anteile 
durchzuführen, wenn der Gesamtgehalt an PAK mehr 
als 3 mg/kg beträgt. Im Vollzug bestehen teilweise 
Unklarheiten, welches Verfahren anzuwenden ist. In 
Anhang 4 Nummer 3.2.2 DepV werden Verfahren zur 
„Perkolationsprüfung im Aufwärtsstrom“ genannt, die 


als Säulenversuch geeignet sind. Zur Klarstellung wird 
in der Neufassung der Fußnote 6 direkt auf die betref- 
fende Nummer in Anhang 4 DepV verwiesen und in 
Anlehnung an die Messmethodik der Begriff „in dem 
zu erwartenden Sickerwasser“ durch „in dem Säulen- 
eluat“ ersetzt. Es fehlt noch die Angabe des Flüssig- 
keits-Feststoffverhältnisses von 2:1 für das Säuleneluat. 
Der Verweis auf DIN 19528 ist nicht ausreichend, da 
die Norm Wasser/Feststoffverhältnisse von 0,3 bis 4,0 
ermittelt. Im derzeitigen AE der Mantelverordnung 
wird in Artikel 4 (BBodschV) auf das 2:1 Eluat abge- 
stellt. 

13. Zu Artikel 1 Nummer 8 Buchstabe d 

(Anhang 3 Tabelle 2 Fußnote 4 Satz 3) 

In Artikel 1 Nummer 8 Buchstabe d ist in Anhang 3 
Tabelle 2 Fußnote 4 Satz 3 das Wort „möglich“ durch 
das Wort „zulässig“ zu ersetzen. 

Begründung 

Sprachliche Klarstellung. Es soll die Zulässigkeit gere- 
gelt werden. 

14. Zu Artikel 1 Nummer 8 Buchstabe e 

(Anhang 3 Tabelle 2 Fußnote 12) 

In Artikel 1 Nummer 8 Buchstabe e ist in Anhang 3 
Tabelle 2 die Fußnote 12 wie folgt zu fassen: 

„12) Nummer 3.20 kann, außer in den Fällen gemäß 
Spalte 9 (Rekultivierungsschicht), gleichwertig zu 
den Nummern 3.11 und 3.12 angewandt werden.“ 

Folgeänderung 

Artikel 1 Nummer 8 Buchstabe c ist wie folgt zu fassen: 

,c) Tabelle 2 Nummer 3.20 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Spalte 2 wird nach dem Wort „Feststoffen“ 
das Fußnotenzeichen ,, 12 )“ eingefügt. 

bb) ln den Spalten . . . wie Vorlage 

Begründung 

Sprachliche Klarstellung. Die Formulierung orientiert 
sich an der Darstellung der inhaltlich entsprechenden 
Fußnote in der DepV (2009). Diese frühere Formulie- 
rung stellt das Gewollte am besten dar, wonach die Pa- 
rameter „Gesamtgehalt an gelösten Feststoffen“ einer- 
seits und Chlorid/Sulfat andererseits alternativ zu 
untersuchen sind. 

Im Sinne der getroffenen „Gleichwertigkeitsregelung“ 
ist die Fußnote 12 bei allen Parametern anzubringen, 
auf die sich die Regelung bezieht, also auch auf den Pa- 
rameter „Gesamtgehalt an gelösten Feststoffen“. 

Die Anbringung der Fußnote korrigiert ein offensichtli- 
ches früheres Versehen, da im Rahmen der Ersten Ver- 
ordnung zur Änderung der Deponieverordnung bei der 
Umschreibung der früheren Parameterbezeichnung 
„wasserlöslicher Anteil“ auf die aktuelle Bezeichnung 
„Gesamtgehalt an gelösten Feststoffen“ die frühere 
Fußnote 11, jetzt Fußnote 12, ohne erkennbaren Grund 
nicht mit übernommen worden war. 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-15- 


Drucksache 17/12454 


15. Zu Artikel 1 Nummer 9 Buchstabe aO - neu - 

(Anhang 4 Nummer 3.1.1 
Satz 3), 

Buchstabe jl - neu - 

(Anhang 4 Nummer 3.2.24 
- neu) 

Artikel 1 Nummer 9 ist wie folgt zu ändern: 

a) Vor Buchstabe a ist folgender Buchstabe aO einzufu- 
gen: 

,a0) In Nummer 3.1.1 Satz 3 werden die Wörter 
„gemäß Nummer 3.2.22“ durch die Wörter „ge- 
mäß Nummer 3.2.24“ ersetzt. 1 

b) Nach Buchstabe j ist folgender Buchstabe j 1 einzu- 
fugen: 

,jl) Nach Nummer 3.2.23 wird folgende Num- 
mer 3.2.24 eingefugt: 

„3.2.24 Bestimmung des Trockenrückstandes 

DIN EN 14346, Ausgabe März 2007 

Charakterisierung von Abfällen — Be- 
rechnung der Trockenmasse durch Be- 
stimmung des Trockenrückstandes 
oder des Wassergehaltes.“ 1 

Begründung 

Die unter Nummer 3.2.22 genannten Verfahren dienen 
der Bestimmung des Gesamtgehaltes an in einer Flüs- 
sigkeit gelösten Stoffen. Die in der Ratsentscheidung 
2003/33/EG noch als Vomorm genannte DIN EN 
14346 liegt jetzt als Norm „DIN EN 14346, Ausgabe 
März 2007 Charakterisierung von Abfällen - Berech- 
nung der Trockenmasse durch Bestimmung des Tro- 
ckenrückstandes oder des Wassergehaltes“ vor und lie- 
fert direkt das gewünschte Ergebnis „Trockenmasse“. 
Sie ist deshalb als konkreteres Verfahren in den Anhang 4 
neu unter der Nummer 3.2.24 aufzunehmen. 

16. Zu Artikel 1 Nummer 9 Buchstabe j2 - neu - 

(Anhang 4 Nummer 3.3.1 Satz 1 - neu) 

ln Artikel 1 Nummer 9 ist nach Buchstabe jl - neu - 
folgender Buchstabe j2 einzufügen: 

,j2) In Nummer 3.3.1 wird nach der Überschrift „At- 
mungsaktivität, bestimmt über 4 Tage im Laborver- 
such (AT4):“ folgender Satz eingefügt: 

„Dieses Prüfverfahren ist nur anwendbar bei Abfäl- 
len, die einen pH-Wert im Bereich von pH 6,8 bis 
pH 8,2 aufweisen. Bei Abfällen mit davon abwei- 
chenden pH-Werten ist die biologische Abbaubar- 
keit des Trockenrückstandes der Originalsubstanz 
nach Nummer 3.3.2 zu bestimmen.“ 1 

Begründung 

Dieses Verfahren wurde für die Bewertung von mecha- 
nisch-biologisch behandelten Siedlungsabfällen einge- 
führt. Diese weisen einen entsprechenden pH-Wert im 
genannten Bereich auf. Abweichende pH-Werte beein- 
flussen die Aktivität (Lebensfähigkeit) der Mikroorga- 
nismen derart, dass die gefundenen Werte nur eine ein- 
geschränkte oder keine Aussagekraft besitzen. In Num- 


mer 3.3.2 wird dem durch Einstellung des pH-Wertes 
gemäß Nummer 3. 3. 2. 9 Rechnung getragen. 

17. Zu Artikel 1 Nummer 9 Buchstabe k 

(Anhang 4 Nummer 4 Satz 1 Nummer 1) 

Artikel 1 Nummer 9 Buchstabe k ist wie folgt zu fassen: 

,k) In Nummer 4 Satz 1 Nummer 1 werden die Wörter 
„vom Wert der grundlegenden Charakterisierung“ 
durch die Wörter „vom Zuordnungswert, der für die 
Deponie in der behördlichen Entscheidung nach 
§ 2 1 oder im Einzelfall nach Anhang 3 Nummer 2 
dieser Verordnung festgelegt wurde,“ ersetzt. 1 

Begründung 

Die Vorschrift nach Anhang 4 Nummer 4 DepV dient 
als Regelung für die Bewertung der Messergebnisse 
von Überprüfungen nach § 8 Absatz 3 DepV und von 
Kontrolluntersuchungen nach § 8 Absatz 5 DepV. 

Nach § 8 Absatz 3 DepV und nach § 8 Absatz 5 DepV 
sind Überprüfungen und Kontrolluntersuchungen auf 
„Einhaltung der Zuordnungskriterien“ und nicht auf 
Übereinstimmung mit den Werten der grundlegenden 
Charakterisierung durchzuführen. Nicht alle darunter 
fallenden Untersuchungen beschränken sich auf die Pa- 
rameter, die als Schlüsselparameter festgelegt sind. 
Vielmehr sind die Kontrolluntersuchungen bei Anhalts- 
punkten für Unstimmigkeiten und die stichprobenhaf- 
ten Kontrolluntersuchungen innerhalb der ersten ange- 
lieferten 50 Mg gefährlicher Abfälle (bzw. 500 Mg 
nicht gefährlicher Abfälle) im Regelfall auf die Einhal- 
tung aller Zuordnungskriterien durchzuführen. 

Die „Ausreißerregelung“ nach Anhang 4 Nummer 4 
DepV sollte deshalb nicht nur für die Schlüsselparame- 
ter definiert sein, sondern für alle Parameter, um den 
durchgängig in Betracht zu ziehenden abfalltypischen 
Schwankungen der Abfallinhaltsstoffe Rechnung zu 
tragen. 

Um eine einfache Handhabung der Regelung zu errei- 
chen, sollten die zulässigen Abweichungen für den ein- 
zelnen Messwert wie die Regelung für den Median aller 
Messwerte auf die zu überprüfenden Zuordnungswerte 
bezogen werden und nicht auf die Werte der grundle- 
genden Charakterisierung. 

18. Zu Artikel 1 Nummer 10 (Anhang 6 Nummer 2 

Buchstabe a Satz 3 
Doppelbuchstabe aa) 

In Artikel 1 Nummer 10 ist Anhang 6 Nummer 2 
Buchstabe a Satz 3 Doppelbuchstabe aa wie folgt zu 
fassen: 

,,aa) Gravimetrische Bestimmung des Rückstandes 
nach vollständiger Verdampfung des Quecksilbers 
im Vakuum bei 300°C plus/minus 25 Grad mit 
Auffangvorrichtung für das Quecksilber und“. 

Begründung 

Es ist der Anteil an Verunreinigungen im metallischen 
Quecksilber festzustellen. Dafür ist es ausreichend, 
wenn der gewichtsmäßige Anteil, der nicht reines 
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Quecksilber darstellt und deshalb unter den genannten 
Bedingungen nicht verdampft, festgestellt wird. 

Einer zusätzlichen Verbrennung im Glühofen bedarf es 
nicht mehr. 

19. Zu Artikel 1 Nummer 10 (Anhang 6 Nummer 2 

Buchstabe a Satz 3 
Doppelbuchstabe bb) 

In Artikel 1 Nummer 10 ist Anhang 6 Nummer 2 
Buchstabe a Satz 3 Doppelbuchstabe bb wie folgt zu 
fassen: 

,,bb) Bestimmung der Summe der Metallgehalte von 
Blei, Cadmium, Calcium, Chrom, Eisen, Kalium, 
Kupfer, Molybdän, Natrium, Nickel, Vanadium, 
Wolfram und Zink nach einem der alternativ 
genannten Verfahren gemäß Anhang 4 Num- 
mer 3.1.10 nach vollständigem Königswasserauf- 
schluss gemäß Anhang 4 Nummer 3.1.2 mit gege- 
benenfalls erforderlicher Anpassung des Fest- 
stoff-Säure- Verhältnisses.“ 

Begründung 

Klarstellung des Gewollten. Unter Nummer 3.1.10 sind 
ein Analyseverfahren und alternativ zwei weitere Ver- 
fahren zur Bestimmung von Metallen genannt. Ledig- 
lich die zwei als „alternativ“ genannten Verfahren eig- 
nen sich zur Bestimmung der Metallgehalte im 
Quecksilber. 

20. Zu Artikel 1 Nummer 10 (Anhang 6 Nummer 2 

Buchstabe a Satz 4 - neu) 

In Artikel 1 Nummer 10 ist dem Anhang 6 Nummer 2 
Buchstabe a folgender Satz anzufügen: 

„Beide Verfahren sind voneinander unabhängig durch- 
zuführen und dürfen jeweils den Wert von 0,1 Ge- 
wichtsprozent bzw. 1 g/kg nicht überschreiten.“ 

Begründung 

Die unter Satz 3 Doppelbuchstabe aa und bb genannten 
Verfahren liefern nicht direkt den Nachweis eines 
Quecksilbergehaltes von 99,9 Prozent. Bestimmt wird 
der Anteil, der die Verunreinigung des Quecksilbers 
darstellt. Insofern ist eine Vorgabe für die Bewertung 
der Ergebnisse der Verfahren nach Satz Satz 3 Doppel- 
buchstabe aa und bb erforderlich. 

21. Zu Artikel 1 Nummer 10 (Anhang 6 Nummer 3 

Buchstabe a) 

ln Artikel 1 Nummer 10 sind in Anhang 6 Nummer 3 
Buchstabe a die Wörter „DINEN 10088-1, Ausgabe 


September 2005“ durch die Wörter „DIN EN 10088-1, 
Ausgabe Januar 2012“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die Ausgabe Januar 2012 ist die aktuelle Ausgabe der 
DIN EN 10088-1. 

22. Zu Artikel 1 Nummer 10 (Anhang 6 Nummer 4 

Buchstabe c Satz 1) 

In Artikel 1 Nummer 10 sind in Anhang 6 Nummer 4 
Buchstabe c Satz 1 nach den Wörtern „befugten Per- 
son“ die Wörter „, die über die erforderliche Fachkunde 
verfügt,“ einzufügen. 

Folgeänderungen 
Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) In Nummer 5 Buchstabe b ist in § 23 Absatz 5 Num- 
mer 5 die Angabe „Buchstabe d“ durch die Angabe 
„Buchstabe e“ zu ersetzen. 

b) In Nummer 10 ist Anhang 6 Nummer 4 wie folgt zu 
ändern: 

aa) Nach Buchstabe c ist folgender Buchstabe d ein- 
zufügen: 

,,d) Mindestens eine Person des Personals muss 
die Fachkunde im Umgang mit Gefahrstof- 
fen, insbesondere mit Quecksilber, besitzen. 
Gerätschaft zum Atemschutz und Sicher- 
heitskleidung sind vorzuhalten.“ 

bb) Der bisherige Buchstabe d wird Buchstabe e. 
Begründung 

Nach Anhang 6 Nummer 4 Buchstabe d der Verordnung 
der Bundesregierung wird nicht ausgeschlossen, dass 
Quecksilber freigesetzt wird; der Vorlage zufolge ist 
deshalb eine regelmäßige Kontrolle durch eine „befug- 
te“ Person vorzunehmen. Der aus der europäischen 
Richtlinie entlehnte Begriff „befugte Person“ ist im 
Kontext der DepV nicht definiert oder durch ein forma- 
les oder materielles Anforderungsprofil hinterlegt. Vor- 
aussetzung für die fachgerechte Durchführung der 
Maßnahmen kann aber nur der Nachweis der Fachkun- 
de sein. 

Deshalb ist die Durchführung durch eine fachkundige 
Person erforderlich. Die für viele Tätigkeiten des Depo- 
niepersonals ausreichende Sachkunde ist für den vorlie- 
genden Bereich nicht ausreichend. Die hier erforder- 
liche Fachkunde ist z. B. umschrieben im Merkblatt 
„Quecksilber“, Stand Februar 2012 der Verwaltungs- 
Berufsgenossenschaft (VBG) gesetzliche Unfallversi- 
cherung. Gerätschaften zum Atemschutz und Sicher- 
heitskleidung sind zwingend vorzuhalten. 
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